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Teil 1 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 
Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen 

(1) Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen regeln die Allgemei-
nen Bedingungen, zu denen die Netze Magdeburg GmbH, im 
Folgenden Netzbetreiber genannt, Entnahmestellen in den Netz-
ebenen Hochspannung (Netzebene 3), Umspannung Hochspan-
nung/Mittelspannung (Netzebene 4) und Netzebene 5 (Mittelspan-
nung) an ihr Verteilernetz anschließen und den Anschluss zur 
Entnahme von Elektrizität zur Verfügung stellen. Sie sind Bestand-
teil der Rechtsverhältnisse über den Netzanschluss und die An-
schlussnutzung, soweit sie sich nicht ausdrücklich allein auf eines 
dieser Rechtsverhältnisse beziehen. 

(2) Anschlussnehmer ist jedermann im Sinne des § 17 Abs. 1 und des 
§ 18 Abs. 1 Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes, in dessen Auftrag 
ein Grundstück oder Gebäude an das Verteilernetz angeschlossen 
wird oder im Übrigen jeder Eigentümer oder Erbbauberechtigte 
eines Grundstücks oder Gebäudes, das an das Verteilernetz ange-
schlossen ist. 

(3) Anschlussnutzer ist jeder Letztverbraucher, der im Rahmen eines 
Anschlussnutzungsverhältnisses einen Anschluss an das Verteiler-
netz zur Entnahme von Elektrizität nutzt. 

(4) Netzbetreiber sind die Netze Magdeburg GmbH als Betreiber 
eines Elektrizitätsversorgungsnetzes der allgemeinen Versorgung 
im Sinne des § 17 Abs. 1 und des § 18 Abs. 1 Satz 1 des Energiewirt-
schaftsgesetzes. 

 

§ 2 
Netzanschlussverhältnis 

(1) Das Netzanschlussverhältnis umfasst den Anschluss der elektri-
schen Anlage über den Netzanschluss und dessen weiteren Betrieb. 
Es besteht zwischen dem Anschlussnehmer und dem Netzbetrei-
ber. 

(2) Das Netzanschlussverhältnis entsteht durch Vertrag erstmalig 
mit dem Anschlussnehmer, der die Herstellung des Netzanschlus-
ses in Auftrag gibt. Bei Herstellung eines Netzanschlusses ist der 
Netzanschlussvertrag in Textform abzuschließen. 

(3) Anschlussnehmer, die nicht Grundstückseigentümer oder Erb-
bauberechtigte sind, haben die Zustimmung des Grundstücksei-
gentümers zur Herstellung und Änderung des Netzanschlusses 
unter Anerkennung der für den Anschlussnehmer und ihn damit 
verbundenen Verpflichtungen in Textform beizubringen. 

(4) Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, dem Netzbetreiber die 
Veräußerung der Anlage und die Person des neuen Anschlussneh-
mers unverzüglich in Textform anzuzeigen. 

 

§ 3 
Anschlussnutzungsverhältnis 

(1) Inhalt der Anschlussnutzung ist das Recht zur Nutzung des 
Netzanschlusses zur Entnahme von Elektrizität. Die Anschlussnut-
zung umfasst weder die Belieferung des Anschlussnutzers mit 
Elektrizität noch den Zugang zu den Elektrizitätsversorgungsnetzen 
im Sinne des § 20 des Energiewirtschaftsgesetzes. Das Anschluss-
nutzungsverhältnis besteht zwischen dem jeweiligen Anschluss-
nutzer und dem Netzbetreiber. 

(2) Das Anschlussnutzungsverhältnis kommt durch Vertrag zustan-
de. Der Vertrag bedarf der Textform. 

 

§ 4 
Inhalt des Vertrages 

Der Netzanschlussvertrag enthält eine zusammenhängende Auf-
stellung aller für den Vertragsschluss nach § 2 Abs. 2 oder die An-
schlussnutzung nach § 3 notwendigen Angaben, mindestens 

1. Angaben zum Anschlussnehmer oder -nutzer (Firma, Regis-
tergericht, Registernummer, Familienname, Vorname, Ge-
burtstag, Adresse, Kundennummer) 

2. Anlagenadresse und Bezeichnung des Zählers oder des Auf-
stellungsorts des Zählers, 

3. Angaben zum Netzbetreiber (Firma, Registergericht, Register-
nummer und Adresse) und 

4. gegenüber dem Anschlussnehmer auch die am Ende des 
Netzanschlusses vorzuhaltende Leistung. 

Soweit die notwendigen Angaben nach Satz 1 nicht vorliegen, ist 
der Anschlussnehmer oder -nutzer verpflichtet, diese dem Netzbe-
treiber auf Anforderung mitzuteilen. 

 

Teil 2 
Netzanschluss 

§ 5 
Netzanschluss 

Der Netzanschluss verbindet das Elektrizitätsversorgungsnetz der 
allgemeinen Versorgung mit der elektrischen Anlage des An-
schlussnehmers. Er beginnt an der Abzweigstelle des Verteilernet-
zes und endet an der im Vertrag genannten Eigentumsgrenze 
(Übergabestelle). Als Anschluss gilt auch eine Einschleifung. 

 

§ 6 
Herstellung des Netzanschlusses 

(1) Netzanschlüsse werden durch den Netzbetreiber bzw. von ihm 
beauftragte Dritte hergestellt. Die Herstellung des Netzanschlusses 
wird vom Anschlussnehmer in Textform in Auftrag gegeben; auf 
Verlangen des Netzbetreibers ist ein von diesem zur Verfügung 
gestellter Vordruck zu verwenden. Der Netzbetreiber hat dem 
Anschlussnehmer den voraussichtlichen Zeitbedarf für die Herstel-
lung des Netzanschlusses mitzuteilen. Darüberhinausgehende 
gesetzliche Regelungen bleiben unberührt. 

(2) Art, Zahl und Lage der Netzanschlüsse werden nach Beteiligung 
des Anschlussnehmers und unter Wahrung seiner berechtigten 
Interessen vom Netzbetreiber nach den anerkannten Regeln der 
Technik bestimmt. Das Interesse des Anschlussnehmers an einer 
kostengünstigen Errichtung der Netzanschlüsse ist dabei beson-
ders zu berücksichtigen. 

(3) Der Anschlussnehmer hat die baulichen Voraussetzungen für die 
sichere Errichtung des Netzanschlusses zu schaffen. Für die Über-
gabestation ist ein nach den anerkannten Regeln der Technik 
geeigneter Platz zur Verfügung zu stellen; die Einhaltung der aner-
kannten Regeln der Technik wird insbesondere vermutet, wenn die 
Anforderungen der VDE AR-N 4110 bzw. VDE-AR-N 4120eingehalten 
sind. 

 

§ 7 
Art des Netzanschlusses 

(1) Die für das Vertragsverhältnis maßgebende Netzebene, Span-
nung und Frequenz ergeben sich aus dem Netzanschluss- oder 
Anschlussnutzungsvertrag. Spannung und Frequenz werden mög-
lichst gleichbleibend gehalten. Unter diesen Voraussetzungen 
müssen allgemein übliche Verbrauchsgeräte, die dem jeweiligen 
Stand der Technik entsprechen, einwandfrei betrieben werden 
können. Stellt der Kunde Anforderungen an die Stromqualität, die 
darüber hinausgehen, so obliegt es ihm selbst, Vorkehrungen zum 
störungsfreien Betrieb seiner Geräte und Anlagen zu treffen. Kurz-
zeitig auftretende Spannungs- und Frequenzänderungen stellen 
keine Qualitätsabweichung dar. 

(2) Der Netzbetreiber behält sich vor, unter Einhaltung einer ange-
messenen Frist die vertraglich festgelegte Spannung und Frequenz 
an allgemein anerkannte Regeln der Technik oder nationale bzw. 
internationale Vorschriften anzupassen. 

 

§ 8 
Betrieb des Netzanschlusses 

(1) Netzanschlüsse gehören zu den Betriebsanlagen des Netzbetrei-
bers. Er hat sicherzustellen, dass sie in seinem Eigentum stehen 
oder ihm zur wirtschaftlichen Nutzung überlassen werden; soweit 
erforderlich, ist der Anschlussnehmer insoweit zur Mitwirkung 
verpflichtet. Netzanschlüsse werden ausschließlich von dem Netz-
betreiber unterhalten, erneuert, geändert, abgetrennt und beseitigt. 
Sie müssen zugänglich und vor Beschädigungen geschützt sein. 
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Der Anschlussnehmer darf keine Einwirkungen auf den Netzan-
schluss vornehmen oder vornehmen lassen. 

(2) Jede Beschädigung des Netzanschlusses, insbesondere ein 
Schaden an den Anlagenteilen des Netzbetreibers oder das Fehlen 
von Plomben, ist dem Netzbetreiber unverzüglich mitzuteilen. 

(3) Änderungen des Netzanschlusses werden nach Anhörung des 
Anschlussnehmers und unter Wahrung seiner berechtigten Inte-
ressen vom Netzbetreiber bestimmt. 

(4) Der Netzbetreiber ist berechtigt, seine Anlagen auch für die 
Übertragung elektrischer Energie an Dritte und von Dritten zu 
benutzen, sofern dadurch die Erfüllung dieses Vertrages nicht 
beeinträchtigt wird.  

(5) Gestattet der Anschlussnehmer Dritten die Nutzung des Netzes 
des Netzbetreibers über seine Anlagen, bleibt er für die Einhaltung 
aller vertraglichen Rechte und Pflichten verantwortlich.  

(6) Im Rahmen von Baumaßnahmen an seinen Anlagen kann der 
Netzbetreiber den in seinem Eigentum stehenden Anlagenumfang 
ändern. 

 

§ 9 
Kostenerstattung für die Herstellung oder Änderung des Netz-

anschlusses 

(1) Der Netzbetreiber ist berechtigt, vom Anschlussnehmer die 
Erstattung der bei wirtschaftlich effizienter Betriebsführung not-
wendigen Kosten für 

1. die Herstellung des Netzanschlusses, 

2. die Änderungen, die Trennung und den Rückbau des Netzan-
schlusses, die durch eine Änderung oder Erweiterung oder 
Stilllegung der Kundenanlage erforderlich oder aus anderen 
Gründen vom Anschlussnehmer veranlasst werden, 

zu verlangen. Die Kosten können auf der Grundlage der durch-
schnittlich für vergleichbare Fälle entstehenden Kosten pauschal 
berechnet werden. Im Falle einer pauschalierten Kostenberech-
nung sind Eigenleistungen des Anschlussnehmers angemessen zu 
berücksichtigen. Die Netzanschlusskosten sind so darzustellen, dass 
der Anschlussnehmer die Anwendung des pauschalierten Berech-
nungsverfahrens einfach nachvollziehen kann; wesentliche Berech-
nungsbestandteile sind auszuweisen. 

(2) Gesetzliche Kostentragungsregelungen bleiben davon unbe-
rührt. 

(3) Der Netzbetreiber ist berechtigt, für die Herstellung oder Ände-
rungen des Netzanschlusses Vorauszahlung oder angemessene 
Abschlagszahlungen zu verlangen. 

 

§ 10 
Transformatorenanlage 

(1) Für Netzanschlüsse oberhalb der Niederspannung muss eine 
kundeneigene Transformatorenanlage aufgestellt werden. Für den 
Netzanschluss (Einbindung) hat der Anschlussnehmer einen geeig-
neten Platz in der Transformatorenanlage unentgeltlich für die 
Dauer des Netzanschlussverhältnisses zur Verfügung zu stellen. Der 
Netzbetreiber darf nach Absprache mit dem Anschlussnehmer die 
Transformatorenanlage auch für andere Zwecke benutzen, soweit 
dies für den Anschlussnehmer zumutbar ist. 

(2) Wird der Netzanschlussvertrag für das Grundstück beendet, so 
hat der Anschlussnehmer die Transformatorenanlage unverzüglich 
abtrennen zu lassen. 

 

§ 11 
Netzanschlusskapazität und Baukostenzuschüsse 

(1) Der Netzbetreiber kann von dem Anschlussnehmer für die erst-
malige Bereitstellung von Netzanschlusskapazität bei Neuanschlüs-
sen oder bei Erhöhung der bisher im Netzanschlussvertrag verein-
barten Netzanschlusskapazität einen Baukostenzuschuss verlan-
gen. Die jeweils gültigen Preise sind im „Preisblatt Baukostenzu-
schuss oberhalb Niederspannung“ auf der Internetseite des Netzbe-
treibers unter www.netze-magdeburg.de veröffentlicht. 

(2) Eine Überschreitung der vereinbarten und vom Netzbetreiber 
bereitgestellten Netzanschlusskapazität ist nicht zulässig. Im Fall 
der Überschreitung wird der Netzbetreiber dem Anschlussnehmer 
für die zusätzlich in Anspruch genommene Netzanschlusskapazität 

einen Baukostenzuschuss gemäß Abs. 1 in Rechnung stellen. Soweit 
technisch möglich, wird der Netzbetreiber dem Anschlussnehmer 
bei Überschreitung der Netzanschlusskapazität eine dauerhafte 
Erhöhung der vertraglich vereinbarten Netzanschlusskapazität 
anbieten. 

(3) Wird vom Anschlussnehmer ein wesentlicher Wechsel der 
Örtlichkeit des Netzanschlusses oder ein Wechsel der Anschluss-
netzebene veranlasst, wird dafür ein neuer BKZ gemäß Abs. 1 fällig.  

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten nicht, soweit die Netzanschlusskapazität 
ausschließlich (ausgenommen ist der Bezug zum Eigenverbrauch 
der Anlage) der Einspeisung einer Anlage zur Erzeugung von Strom 
aus Erneuerbaren Energien und Grubengas, einer KWK-Anlage im 
Sinne des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG), oder einer Anla-
ge im Sinne der Kraftwerksnetzanschlussverordnung (KraftNAV) 
dient. 

(5) Nutzt der Anschlussnehmer an seinem Netzanschluss innerhalb 
von fünf aufeinander folgenden Jahren weniger als 50 % der verein-
barten Netzanschlusskapazität, ist der Netzbetreiber berechtigt, die 
Netzanschlusskapazität unter Berücksichtigung des tatsächlichen 
Leistungsbedarfs und der absehbaren Leistungsentwicklung anzu-
passen. Steigt der Leistungsbedarf innerhalb von fünf Jahren ab der 
letzten Anpassung nachweislich, kann der Anschlussnehmer eine 
kostenfreie Erhöhung der Netzanschlusskapazität bis zur Höhe vor 
der letzten Anpassung verlangen, soweit dies dem Netzbetreiber 
technisch möglich und wirtschaftlich zumutbar ist. Der Anschluss-
nehmer wird dem Netzbetreiber den steigenden Leistungsbedarf 
rechtzeitig, mindestens drei Monate zuvor, mitteilen. 

(6) § 9 Abs. 3 gilt entsprechend. 

 

§ 12 
Grundstücksbenutzung 

(1) Anschlussnehmer, die Grundstückseigentümer sind, haben für 
Zwecke der örtlichen Versorgung (Niederspannungs- und Mit-
telspannungsnetz) das Anbringen und Verlegen von Leitungen zur 
Zu- und Fortleitung von Elektrizität über ihre im Gebiet des Elektri-
zitätsversorgungsnetzes der allgemeinen Versorgung liegenden 
Grundstücke, ferner das Anbringen von Leitungsträgern und sons-
tigen Einrichtungen sowie erforderliche Schutzmaßnahmen unent-
geltlich zuzulassen. Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, 

1. die an das Elektrizitätsversorgungsnetz angeschlossen sind, 

2. die vom Eigentümer in wirtschaftlichem Zusammenhang mit 
einem an das Netz angeschlossenen Grundstück genutzt 
werden oder 

3. für die die Möglichkeit des Netzanschlusses sonst wirtschaft-
lich vorteilhaft ist. 

Sie besteht nicht, wenn die Inanspruchnahme der Grundstücke den 
Eigentümer mehr als notwendig oder in unzumutbarer Weise 
belasten würde; insbesondere ist die Inanspruchnahme des Grund-
stücks zwecks Anschlusses eines anderen Grundstücks an das 
Elektrizitätsversorgungsnetz grundsätzlich verwehrt, wenn der 
Anschluss über das eigene Grundstück des anderen Anschluss-
nehmers möglich und dem Netzbetreiber zumutbar ist. 

(2) Der Anschlussnehmer ist rechtzeitig über Art und Umfang der 
beabsichtigten Inanspruchnahme des Grundstücks zu benachrich-
tigen. 

(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Einrich-
tungen verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht 
mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat der Netzbetrei-
ber zu tragen; dies gilt nicht, soweit die Einrichtungen ausschließ-
lich dem Anschluss des Grundstücks dienen oder etwaige Leitungs-
rechtes zugunsten des Netzbetreibers bestehen. 

(4) Wird die Anschlussnutzung eingestellt, so hat der Eigentümer 
die auf seinen Grundstücken befindlichen Einrichtungen noch drei 
Jahre unentgeltlich zu dulden, es sei denn, dass ihm dies nicht 
zugemutet werden kann. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und 
Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch Planfeststellung 
für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflächen 
bestimmt sind. 
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§ 13 
Elektrische Anlage 

(1) Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung 
und Instandhaltung der elektrischen Anlage hinter der Übergabe-
stelle (Anlage) ist der Anschlussnehmer gegenüber dem Netzbe-
treiber verantwortlich. Satz 1 gilt nicht für die Messeinrichtungen, 
die nicht im Eigentum des Anschlussnehmers stehen. Hat der 
Anschlussnehmer die Anlage ganz oder teilweise einem Dritten 
vermietet oder sonst zur Benutzung überlassen, so bleibt er ver-
antwortlich. 

(2) Unzulässige Rückwirkungen der Anlage sind auszuschließen. Um 
dies zu gewährleisten, darf die Anlage nur nach den Regelungen 
dieses Vertrages, nach anderen anzuwendenden Rechtsvorschriften 
und behördlichen Bestimmungen sowie nach den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik errichtet, erweitert, geändert und 
instandgehalten werden. In Bezug auf die allgemein anerkannten 
Regeln der Technik gilt § 49 Abs. 2 Nr. 1 des Energiewirtschaftsge-
setzes entsprechend. Die Arbeiten dürfen außer durch den Netzbe-
treiber nur durch ein dafür qualifiziertes Installationsunternehmen 
durchgeführt werden Es dürfen nur Materialien und Geräte ver-
wendet werden, die entsprechend § 49 des Energiewirtschaftsge-
setzes unter Beachtung der allgemein anerkannten Regeln der 
Technik hergestellt wurden. Die Einhaltung der Voraussetzungen 
des Satzes 6 wird vermutet, wenn die vorgeschriebene CE-
Kennzeichnung vorhanden ist. Sofern die CE-Kennzeichnung nicht 
vorgeschrieben ist, wird dies auch vermutet, wenn die Materialien 
oder Geräte das Zeichen einer akkreditierten Stelle tragen, insbe-
sondere das VDE-Zeichen oder das GS-Zeichen. Materialien und 
Geräte, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder der Türkei oder einem Mitgliedstaat der Europäischen Frei-
handelsassoziation, der Vertragspartei des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum ist, rechtmäßig hergestellt oder in 
den Verkehr gebracht worden sind und die den technischen Spezi-
fikationen der Zeichen im Sinne des Satzes 8 nicht entsprechen, 
werden einschließlich der von den vorgenannten Staaten durchge-
führten Prüfungen und Überwachungen als gleichwertig behan-
delt, wenn mit ihnen das geforderte Schutzniveau gleichermaßen 
dauerhaft erreicht wird. Der Netzbetreiber ist berechtigt, die Aus-
führung der Arbeiten zu überwachen. 

(3) Anlagenteile, in denen nicht gemessene elektrische Energie 
fließt, können vom Netzbetreiber plombiert werden. Die dafür 
erforderliche Ausstattung der Anlage ist nach den Angaben des 
Netzbetreibers vom Anschlussnehmer zu veranlassen. 

 

§ 14 
Inbetriebsetzung der elektrischen Anlage 

(1) Der Netzbetreiber oder dessen Beauftragter hat die Anlage über 
den Netzanschluss an das Verteilernetz anzuschließen und den 
Netzanschluss in Betrieb zu nehmen. Die Anlage hinter dem Netz-
anschluss bis zu der in den Technischen Anschlussbedingungen 
definierten Trennvorrichtung für die Inbetriebsetzung der nachfol-
genden Anlage (Übergabeschalter), darf nur durch den Netzbetrei-
ber oder mit seiner Zustimmung durch das Installationsunterneh-
men (§ 13 Abs. 2 Satz 2) in Betrieb genommen werden. Die Anlage 
hinter dieser Trennvorrichtung darf nur durch das Installationsun-
ternehmen in Betrieb gesetzt werden. 

(2) Jede Inbetriebsetzung, die nach Maßgabe des Absatzes 1 Satz 1 
und 2 von dem Netzbetreiber vorgenommen werden soll, ist bei 
ihm von dem Unternehmen, das nach § 13 Abs. 2 die Arbeiten an der 
Anlage ausgeführt hat, in Auftrag zu geben. Auf Verlangen des 
Netzbetreibers ist ein von diesem zur Verfügung gestellter Vordruck 
zu verwenden. 

(3) Der Netzbetreiber kann für die Inbetriebsetzung vom Anschluss-
nehmer Kostenerstattung verlangen; die Kosten können auf der 
Grundlage der durchschnittlich für vergleichbare Fälle entstehen-
den Kosten pauschal berechnet werden. Die Kosten sind so darzu-
stellen, dass der Anschlussnehmer die Anwendung des pauschalier-
ten Berechnungsverfahrens einfach nachvollziehen kann. 

 

§ 15 
Überprüfung der elektrischen Anlage 

(1) Der Netzbetreiber ist berechtigt, die Anlage vor und, um unzuläs-
sige Rückwirkungen auf Einrichtungen des Netzbetreibers oder 
Dritter auszuschließen, auch nach ihrer Inbetriebsetzung zu über-
prüfen. Er hat den Anschlussnehmer auf erkannte Sicherheitsmän-
gel aufmerksam zu machen und kann deren Beseitigung verlan-
gen. 

(2) Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit gefährden 
oder erhebliche Störungen erwarten lassen, so ist der Netzbetreiber 
berechtigt, den Anschluss zu verweigern oder die Anschlussnut-
zung zu unterbrechen; bei Gefahr für Leib oder Leben ist er hierzu 
verpflichtet. 

(3) Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der Anla-
ge sowie durch deren Anschluss an das Verteilernetz übernimmt 
der Netzbetreiber keine Haftung für die Mängelfreiheit der Anlage. 
Dies gilt nicht, wenn er bei einer Überprüfung Mängel festgestellt 
hat, die eine Gefahr für Leib oder Leben darstellen. 

 

Teil 3 
Anschlussnutzung 

§ 16 
Nutzung des Anschlusses 

(1) Der Netzbetreiber ist bei Bestehen eines Anschlussnutzungsver-
hältnisses verpflichtet, dem Anschlussnutzer in dem im Netzan-
schlussverhältnis vorgesehenen Umfang die Nutzung des Netzan-
schlusses jederzeit zu ermöglichen. Dies gilt nicht, soweit und 
solange der Netzbetreiber hieran durch höhere Gewalt oder sonsti-
ge Umstände, deren Beseitigung ihm in direkter oder entsprechen-
der Anwendung des § 18 Abs. 1 Satz 2 Nummer 1 des Energiewirt-
schaftsgesetzes aus wirtschaftlichen Gründen nicht zugemutet 
werden kann, gehindert ist. 

(2) Die Anschlussnutzung hat zur Voraussetzung, dass der Gebrauch 
der Elektrizität – vorbehaltlich abweichend vereinbarter Grenzwerte 
im Netzanschlussvertrag - mit einem Leistungsfaktor zwischen 0,9 
induktiv (spannungssenkend) und 1,0 erfolgt. Überschreitungen der 
vereinbarten Grenzwerte der Blindleistung werden vom Netzbe-
treiber in Rechnung gestellt. Der Netzbetreiber kann darüber hin-
aus den Einbau ausreichender Kompensationsanlagen verlangen. 

(3) Der Netzbetreiber hat Spannung möglichst gleichbleibend zu 
halten. Allgemein übliche Verbrauchsgeräte und Stromerzeu-
gungsanlagen müssen einwandfrei betrieben werden können. Stellt 
der Anschlussnutzer Anforderungen an die Stromqualität, die über 
die Verpflichtungen nach Satz 1 und 2 hinausgehen, so obliegt es 
ihm selbst, innerhalb seines Bereichs Vorkehrungen zum störungs-
freien Betrieb seiner Geräte und Anlagen zu treffen. 

(4) Zwischen Anschlussnutzer und Netzbetreiber gelten die §§ 7, 8, 
12 und 13 Abs. 1 und 2, § 14 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 und 3 sowie § 15 ent-
sprechend. 

 

§ 17 
Unterbrechung der Anschlussnutzung 

(1) Die Anschlussnutzung kann unterbrochen werden, soweit dies 
zur Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten oder zur Vermeidung 
eines drohenden Netzzusammenbruchs erforderlich ist. Der Netz-
betreiber hat jede Unterbrechung oder Unregelmäßigkeit unver-
züglich zu beheben. Eine notwendige Unterbrechung wegen eines 
vom Anschlussnutzer veranlassten Austauschs der Messeinrichtung 
durch einen Messstellenbetreiber nach den Vorschriften des Mess-
stellenbetriebsgesetzes hat der Netzbetreiber nicht zu vertreten. 

(2) Der Netzbetreiber hat die Anschlussnutzer bei einer beabsichtig-
ten Unterbrechung der Anschlussnutzung rechtzeitig in geeigneter 
Weise zu unterrichten. Bei kurzen Unterbrechungen ist er zur 
Unterrichtung nur gegenüber Anschlussnutzern verpflichtet, die zur 
Vermeidung von Schäden auf eine ununterbrochene Stromzufuhr 
angewiesen sind und dies dem Netzbetreiber unter Angabe von 
Gründen in Textform mitgeteilt haben. Die Pflicht zur Benachrichti-
gung entfällt, wenn die Unterrichtung 

1. nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich ist und der 
Netzbetreiber dies nicht zu vertreten hat oder 

2. die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen 
verzögern würde. 

In den Fällen des Satzes 3 ist der Netzbetreiber verpflichtet, dem 
Anschlussnutzer auf Nachfrage nachträglich mitzuteilen, aus wel-
chem Grund die Unterbrechung vorgenommen worden ist. 

 

§ 18 
Haftung bei Störungen der Anschlussnutzung 

(1) Soweit der Netzbetreiber für Schäden, die ein Anschlussnutzer 
durch Unterbrechung oder durch Unregelmäßigkeiten in der 
Anschlussnutzung erleidet, aus Vertrag, Anschlussnutzungsverhält-
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nis oder unerlaubter Handlung haftet und dabei Verschulden des 
Unternehmens oder eines Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen 
vorausgesetzt wird, wird 

1. hinsichtlich eines Vermögensschadens widerleglich vermutet, 
dass Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt, 

2. hinsichtlich der Beschädigung einer Sache widerleglich ver-
mutet, dass Vorsatz oder Fahrlässigkeit vorliegt. 

Bei Vermögensschäden nach Satz 1 Nr. 1 ist die Haftung für sonstige 
Fahrlässigkeit ausgeschlossen. 

(2) Bei weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verursachten Sach-
schäden ist die Haftung des Netzbetreibers gegenüber seinen 
Anschlussnutzern auf jeweils 5 000 Euro begrenzt. Die Haftung für 
nicht vorsätzlich verursachte Sachschäden ist je Schadensereignis 
insgesamt begrenzt auf 

1. 2,5 Millionen Euro bei bis zu 25 000 an das eigene Netz ange-
schlossenen Anschlussnutzern; 

2. 10 Millionen Euro bei 25 001 bis 100 000 an das eigene Netz 
angeschlossenen Anschlussnutzern; 

3. 20 Millionen Euro bei 100 001 bis 200 000 an das eigene Netz 
angeschlossenen Anschlussnutzern; 

4. 30 Millionen Euro bei 200 001 bis einer Million an das eigene 
Netz angeschlossenen Anschlussnutzern; 

5. 40 Millionen Euro bei mehr als einer Million an das eigene Netz 
angeschlossenen Anschlussnutzern. 

In diese Höchstgrenzen werden auch Schäden von Anschlussnut-
zern in vorgelagerten Spannungsebenen einbezogen, wenn die 
Haftung ihnen gegenüber im Einzelfall entsprechend Satz 1 be-
grenzt ist. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Ansprüche von Anschlussnut-
zern anzuwenden, die diese gegen einen dritten Netzbetreiber im 
Sinne des § 3 Nr. 27 des Energiewirtschaftsgesetzes aus unerlaubter 
Handlung geltend machen. Die Haftung dritter Netzbetreiber im 
Sinne des § 3 Nr. 27 des Energiewirtschaftsgesetzes ist je Schadens-
ereignis insgesamt begrenzt auf das Dreifache des Höchstbetrages, 
für den sie nach Absatz 2 Satz 2 eigenen Anschlussnutzern gegen-
über haften. Hat der dritte Netzbetreiber im Sinne des § 3 Nr. 27 des 
Energiewirtschaftsgesetzes keine eigenen an das Netz angeschlos-
senen Anschlussnutzer im Sinne dieser AGB, so ist die Haftung 
insgesamt auf 200 Millionen Euro begrenzt. In den Höchstbetrag 
nach den Sätzen 2 und 3 können auch Schadensersatzansprüche 
von nicht unter diese Verordnung fallenden Kunden einbezogen 
werden, die diese gegen das dritte Unternehmen aus unerlaubter 
Handlung geltend machen, wenn deren Ansprüche im Einzelfall 
entsprechend Absatz 2 Satz 1 begrenzt sind.  

Der Netzbetreiber ist verpflichtet, seinen Anschlussnutzern auf 
Verlangen über die mit der Schadensverursachung durch einen 
dritten Netzbetreiber im Sinne des § 3 Nr. 27 des Energiewirt-
schaftsgesetzes zusammenhängenden Tatsachen insoweit Aus-
kunft zu geben, als sie ihm bekannt sind oder von ihm in zumutba-
rer Weise aufgeklärt werden können und ihre Kenntnis zur Gel-
tendmachung des Schadensersatzes erforderlich ist. 

(4) Bei grob fahrlässig verursachten Vermögensschäden ist die 
Haftung des Netzbetreibers, an dessen Netz der Anschlussnutzer 
angeschlossen ist, oder eines dritten Netzbetreibers, gegen den der 
Anschlussnutzer Ansprüche geltend macht, gegenüber seinen 
Anschlussnutzern auf jeweils 
5 000 Euro sowie je Schadensereignis insgesamt auf 20 vom Hun-
dert der in Absatz 2 Satz 2 sowie Absatz 3 Satz 2 und 3 genannten 
Höchstbeträge begrenzt. Absatz 2 Satz 3 sowie Absatz 3 Satz 1, 4 
und 5 gelten entsprechend. 

(5) Übersteigt die Summe der Einzelschäden die jeweilige Höchst-
grenze, so wird der Schadensersatz in dem Verhältnis gekürzt, in 
dem die Summe aller Schadensersatzansprüche zur Höchstgrenze 
steht. Sind nach Absatz 2 Satz 3 oder nach Absatz 3 Satz 4, jeweils 
auch in Verbindung mit Absatz 4, Schäden von nicht unter diese 
Verordnung fallenden Kunden in die Höchstgrenze einbezogen 
worden, so sind sie auch bei der Kürzung nach Satz 1 entsprechend 
einzubeziehen. Bei Ansprüchen nach Absatz 3 darf die Schadenser-
satzquote nicht höher sein als die Quote der Kunden des dritten 
Netzbetreibers. 

(6) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 30 Euro, die weder 
vorsätzlich noch grob fahrlässig verursacht worden sind. 

(7) Der geschädigte Anschlussnutzer hat den Schaden unverzüglich 
dem Netzbetreiber oder, wenn dieses feststeht, dem ersatzpflichti-
gen Unternehmen mitzuteilen. 

(8) Die Absätze 1 bis 7 gelten entsprechend für das Netzanschluss-
verhältnis zwischen Netzbetreiber und dem Anschlussnehmer. 

(9) Gestattet der Anschlussnehmer Dritten die Nutzung des Netzes 
des Netzbetreibers über seine Anlagen, hat er mit diesen Dritten 
eine Haftungsregelung gem. § 18 dieser AGB zu Gunsten des Netz-
betreibers zu vereinbaren. Fehlt diese Vereinbarung stellt der An-
schlussnehmer den Netzbetreiber von Ansprüchen dieser Dritten in 
einem Schadensfall frei. 

 

Teil 4 
Gemeinsame Vorschriften 

§ 19 
Betrieb von elektrischen Verbrauchs- und Erzeugungsanlagen 

(1) Verbrauchs- und Erzeugungsanlagen sind vom Anschlussneh-
mer oder -nutzer so zu betreiben, dass Störungen anderer An-
schlussnehmer oder -nutzer und störende Rückwirkungen auf 
Einrichtungen des Netzbetreibers oder Dritter ausgeschlossen sind. 
Der Netzbetreiber kann Schutzvorkehrungen gegen eine Über-
schreitung der bereitgestellten Leistung sowie gegen störende 
Beeinflussung seines Netzes, insbesondere durch unzulässig hohe 
Stromstöße, zu hohe Einspeisung von Oberschwingungsströmen, 
unzulässig hohen induktiven oder kapazitiven Blindstrom und 
gegen Kurzschlussströme verlangen. 

(2) Erweiterungen und Änderungen sowie die Verwendung zusätz-
licher Verbrauchs- und Erzeugungsanlagen sind dem Netzbetreiber 
mitzuteilen, soweit sich dadurch die vorzuhaltende Leistung erhöht 
oder mit Netzrückwirkungen zu rechnen ist. Für die Anmeldung 
und den Betrieb von Verbrauchs- und Erzeugungsanlagen sind die 
in den Technischen Anschlussbedingungen des Netzbetreibers 
einschlägigen Bestimmungen maßgeblich. 

(3) Eine Kupplung von Anlagen des Kunden, die über verschiedene 
Anschlüsse versorgt werden, auch in gleicher Spannungsebene, ist 
nicht zulässig. 

 

§ 20 
Technische Anschlussbedingungen 

(1) Der Netzbetreiber ist berechtigt, in Form von Technischen An-
schlussbedingungen weitere technische Anforderungen an den 
Netzanschluss und andere Anlagenteile sowie an den Betrieb der 
Anlage einschließlich der Eigenanlage festzulegen, soweit dies aus 
Gründen der sicheren und störungsfreien Versorgung, insbesonde-
re im Hinblick auf die Erfordernisse des Verteilernetzes, notwendig 
ist. Diese Anforderungen müssen den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik entsprechen. Der Anschluss bestimmter Ver-
brauchsgeräte kann in den Technischen Anschlussbedingungen 
von der vorherigen Zustimmung des Netzbetreibers abhängig 
gemacht werden. Die Zustimmung darf nur verweigert werden, 
wenn der Anschluss eine sichere und störungsfreie Versorgung 
gefährden würde. 

(2) Für den Parallelbetrieb von Erzeugungsanlagen des Anschluss-
nehmers oder -nutzers mit dem Netz des Netzbetreibers gelten 
neben den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen die Techni-
schen Anschlussbedingungen des Netzbetreibers. 

(3) Als Technische Anforderungen i. S. des Abs. 1. gelten: 

-  die „Technischen Anschlussbedingungen Mittelspannung 
der Netze Magdeburg GmbH“ (TAB-MS) in Verbindung mit 
der „Technischen Anschlussregel Mittelspannung“ (VDE-
AR-N 4110) in ihrer jeweils gültigen Fassung,  

- die „Technischen Anschlussbedingungen Hochspannung“ 
(TAB-HS) in Verbindung mit der Technischen Anschlussre-
gel Hochspannung (VDE-AR-N 4120) in der jeweils gültigen 
Fassung. 

 

§ 21 
Zutrittsrecht 

Der Anschlussnehmer oder -nutzer hat dem mit einem Ausweis 
versehenen Beauftragten des Netzbetreibers oder des Messstellen-
betreibers uneingeschränkt den Zutritt zum Grundstück und zu 
seinen Räumen und den darin befindlichen Anlagenteilen,- soweit 
sich darin Anlagen befinden, die entweder im Eigentum des Netz-
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betreibers oder in seinem Verfügungsbereich stehen - , zu gestat-
ten. Dies gilt nur soweit dies für planmäßige Schalthandlungen, die 
Entstörung, der Prüfung der technischen Einrichtungen und Mess-
einrichtungen, zum Austausch der Messeinrichtung, auch anlässlich 
eines Wechsels des Messstellenbetreibers, zur Ablesung der Mess-
einrichtung oder zur Unterbrechung des Anschlusses und der 
Anschlussnutzung erforderlich ist. Die Abgrenzung der zugangsbe-
rechtigten Anlagenteile ist Bestandteil des Netzanschlussvertrages.  

 

§ 22 
Mess- und Steuereinrichtungen 

(1) Für Mess- und Steuereinrichtungen hat der Anschlussnehmer 
Zählerplätze nach den anerkannten Regeln der Technik unter 
Beachtung der technischen Anforderungen nach § 20 vorzusehen. 

(2) Der Netzbetreiber bestimmt den Anbringungsort von Mess- und 
Steuereinrichtungen. Bei der Wahl des Aufstellungsorts ist die 
Möglichkeit der Ausstattung mit einem intelligenten Messsystem 
nach dem Messstellenbetriebsgesetz zu berücksichtigen. In Gebäu-
den, die neu an das Energieversorgungsnetz angeschlossen wer-
den, sind die Messstellen so anzulegen, dass Smart-Meter-Gateways 
nach dem Messstellenbetriebsgesetz nachträglich einfach einge-
baut werden können. Der Zählerschrank, inklusive aller Zählerfel-
der/Messstellen ist nach den anerkannten Regeln der Technik zu 
planen und zu bauen. Je nach Spannungsebene sind die jeweiligen 
Technischen Anschlussbedingungen (TAB) des Netzbetreibers in 
Verbindung mit den jeweiligen Technischen Anschlussregeln (TAR) 
vom VDE maßgeblich, die auf der Internetseite des Netzbetreibers 
veröffentlicht sind. Dies ist auch in Gebäuden anzuwenden, die 
einer größeren Renovierung im Sinne der Richtlinie 2010/31/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 2010 über die 
Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden EU (ABl. L 153 vom 18.6.2010, 
S. 13) unterzogen werden, soweit dies technisch machbar und 
wirtschaftlich zumutbar ist. Der Netzbetreiber hat den Anschluss-
nehmer anzuhören und dessen berechtigte Interessen bei der Wahl 
des Aufstellungsortes zu wahren. Er ist verpflichtet, den bevorzug-
ten Aufstellungsort des Anschlussnehmers zu wählen, wenn dies 
ohne Beeinträchtigung einer einwandfreien Messung möglich ist. 
Der Anschlussnehmer hat die Kosten einer Verlegung der Mess- 
und Steuereinrichtungen nach Satz 5 zu tragen. Bis auf Weiteres 
erfolgt die Erfassung der Zählerstände auf dem Wege der Zähler-
fernauslesung. Gemäß Messstellenbetriebsgesetz (MSBG) ist bis 
2032 eine Ausstattung mit Smart Meter Gateways vorzunehmen. 
Die Ausstattung erfolgt schrittweise in Abhängigkeit von der Ver-
fügbarkeit der Technik. 

(3) Die Zählerfernauslesung erfolgt standardmäßig über Mobilfunk. 
Die jährlichen Kosten trägt der Anschlussnehmer oder -nutzer. 
Sollte eine Lösung über Mobilfunk technisch nicht möglich oder 
vom Anschlussnehmer oder -nutzer nicht gewünscht sein, so ist 
dem Netzbetreiber nach erfolgter Abstimmung ein durchwahlfähi-
ger und betriebsbereiter Telekommunikationsendgeräteanschluss 
kostenfrei vom Anschlussnehmer oder -nutzer zur Verfügung zu 
stellen. 

 (4) Der Anschlussnehmer oder -nutzer hat dafür Sorge zu tragen, 
dass die Mess- und Steuereinrichtungen zugänglich sind. Er hat den 
Verlust, Beschädigungen und Störungen von Mess- und Steuerein-
richtungen dem Netzbetreiber und dem Messstellenbetreiber 
unverzüglich mitzuteilen. 

 

§ 23 
Zahlung, Verzug 

(1) Rechnungen werden zu dem vom Netzbetreiber angegebenen 
Zeitpunkt, frühestens jedoch zwei Wochen nach Zugang der Zah-
lungsaufforderung fällig. Einwände gegen Rechnungen berechti-
gen gegenüber dem Netzbetreiber zum Zahlungsaufschub oder zur 
Zahlungsverweigerung nur, soweit die ernsthafte Möglichkeit eines 
offensichtlichen Fehlers besteht. § 315 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs bleibt von Satz 2 unberührt. 

(2) Bei Zahlungsverzug des Anschlussnehmers oder -nutzers kann 
der Netzbetreiber, wenn er erneut zur Zahlung auffordert oder den 
Betrag durch einen Beauftragten einziehen lässt, die dadurch 
entstandenen Kosten für strukturell vergleichbare Fälle auch pau-
schal berechnen; die pauschale Berechnung muss einfach nachvoll-
ziehbar sein. Die Pauschale darf die nach dem gewöhnlichen Lauf 
der Dinge zu erwartenden Kosten nicht übersteigen. Auf Verlangen 
des Kunden ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen. 

(3) Gegen Ansprüche des Netzbetreibers kann vom Anschlussneh-
mer oder -nutzer nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festge-
stellten Gegenansprüchen aufgerechnet werden. 

 

§ 24 
Unterbrechung des Anschlusses und der Anschlussnutzung 

(1) Der Netzbetreiber ist berechtigt, den Netzanschluss und die 
Anschlussnutzung ohne vorherige Androhung zu unterbrechen, 
wenn der Anschlussnehmer oder -nutzer diesem Vertrag zuwider-
handelt und die Unterbrechung erforderlich ist, um 

1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder 
Sachen von erheblichem Wert abzuwenden, 

2. die Anschlussnutzung ohne Messeinrichtung, unter Umge-
hung, Beeinflussung oder vor Anbringung der Messeinrich-
tungen zu verhindern oder 

3. zu gewährleisten, dass Störungen anderer Anschlussnehmer 
oder -nutzer oder störende Rückwirkungen auf Einrichtungen 
des Netzbetreibers oder Dritter ausgeschlossen sind 

4. zu gewährleisten, dass die Voraussetzungen für einen Strom-
bezug und die Netznutzung jederzeit erfüllt sind und insbe-
sondere jede Entnahmestelle des Netzanschlusses einem Bi-
lanzkreis zugeordnet ist. 

Der Netzbetreiber ist verpflichtet, dem Anschlussnehmer oder -
nutzer auf Nachfrage mitzuteilen, aus welchem Grund die Unter-
brechung vorgenommen worden ist. 

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichterfül-
lung einer Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung, ist der Netzbe-
treiber berechtigt, den Netzanschluss und die Anschlussnutzung 
vier Wochen nach Androhung zu unterbrechen. Dies gilt nicht, 
wenn die Folgen der Unterbrechung außer Verhältnis zur Schwere 
der Zuwiderhandlung stehen oder der Anschlussnehmer oder -
nutzer darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, dass er seinen 
Verpflichtungen nachkommt. 

(3) Der Netzbetreiber ist berechtigt, auf Anweisung des Lieferanten 
des Anschlussnutzers die Anschlussnutzung zu unterbrechen, 
soweit der Lieferant dem Anschlussnutzer gegenüber hierzu ver-
traglich berechtigt ist und der Lieferant das Vorliegen der Voraus-
setzungen für die Unterbrechung gegenüber dem Netzbetreiber 
glaubhaft versichert und den Netzbetreiber von sämtlichen Scha-
densersatzansprüchen freistellt, die sich aus einer unberechtigten 
Unterbrechung ergeben können; dabei ist auch glaubhaft zu versi-
chern, dass dem Anschlussnutzer keine Einwendungen oder Einre-
den zustehen, die die Voraussetzungen der Unterbrechung der 
Anschlussnutzung entfallen lassen. 

(4) In den Fällen des Absatzes 2 ist der Beginn der Unterbrechung 
des Netzanschlusses und der Anschlussnutzung dem Anschluss-
nutzer drei Werktage im Voraus anzukündigen. Dies gilt nicht, 
soweit der Lieferant zu einer entsprechenden Ankündigung ver-
pflichtet ist. 

(5) Der Netzbetreiber hat die Unterbrechung des Netzanschlusses 
und der Anschlussnutzung unverzüglich aufzuheben, sobald die 
Gründe für die Unterbrechung entfallen sind und der Anschluss-
nehmer oder -nutzer oder im Falle des Absatzes 3 der Lieferant oder 
der Anschlussnutzer die Kosten der Unterbrechung und Wiederher-
stellung des Anschlusses und der Anschlussnutzung ersetzt hat. Die 
Kosten können für strukturell vergleichbare Fälle pauschal berech-
net werden; die pauschale Berechnung muss einfach nachvollzieh-
bar sein. Die Pauschale darf die nach dem gewöhnlichen Lauf der 
Dinge zu erwartenden Kosten nicht übersteigen. Auf Verlangen des 
Kunden ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen. Der Nach-
weis geringerer Kosten ist dem Kunden zu gestatten. 

 

§ 25 
Kündigung des Netzanschlussverhältnisses 

(1) Das Netzanschlussverhältnis kann mit einer Frist von einem 
Monat auf das Ende eines Kalendermonats gekündigt werden. Eine 
Kündigung durch den Netzbetreiber ist nur möglich, soweit eine 
Pflicht zum Netzanschluss nach § 17 Abs. 1 des Energiewirtschafts-
gesetzes nicht besteht. 

(2) Tritt an Stelle des bisherigen Netzbetreibers ein anderes Unter-
nehmen in die sich aus dem Vertragsverhältnis ergebenden Rechte 
und Pflichten ein, so bedarf es hierfür nicht der Zustimmung des 
Anschlussnehmers. Der Wechsel des Netzbetreibers ist öffentlich 
bekannt zu machen und auf der Internetseite des Netzbetreibers zu 
veröffentlichen. 

(3) Die Kündigung bedarf der Textform. 
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§ 26 
Beendigung des Anschlussnutzungsverhältnisses 

(1) Das Anschlussnutzungsverhältnis besteht, bis der Anschlussnut-
zer die Anschlussnutzung einstellt. Er ist verpflichtet, dies dem 
Netzbetreiber unverzüglich mitzuteilen. 

(2) Im Falle einer Kündigung des Netzanschlussvertrages nach § 25 
oder § 27 endet das Anschlussnutzungsverhältnis mit der Beendi-
gung des Netzanschlussvertrages. 

 

§ 27 
Fristlose Kündigung oder Beendigung 

Der Netzbetreiber ist in den Fällen des § 24 Abs. 1 berechtigt, das 
Netzanschlussverhältnis fristlos zu kündigen oder die Anschlussnut-
zung fristlos zu beenden, wenn die Voraussetzungen zur Unterbre-
chung des Netzanschlusses und der Anschlussnutzung wiederholt 
vorliegen. Bei wiederholten Zuwiderhandlungen nach § 24 Abs. 2 ist 
der Netzbetreiber zur fristlosen Kündigung berechtigt, wenn sie 
zwei Wochen vorher angedroht wurde; § 24 Abs. 2 Satz 2 gilt ent-
sprechend. 

 

Teil 5 
Schlussbestimmungen 

§ 28 
Gerichtsstand 

Gerichtsstand ist der Ort des Netzanschlusses und der Anschluss-
nutzung. 

 

§ 29 

Höhere Gewalt 

(1) Sollte eine der Parteien auf Grund höherer Gewalt an der Erfül-
lung ihrer vertraglichen Verpflichtungen gehindert sein, so wird die 
durch höhere Gewalt an ihrer vertraglichen Verpflichtung gehinder-
te Partei für den Zeitraum und in dem Umfang, in dem die höhere 
Gewalt die Pflichterfüllung be- bzw. verhindert, von ihrer vertragli-
chen Pflicht befreit. Entsprechend entfällt die Gegenleistungspflicht 
der nicht betroffenen Partei. Die von höherer Gewalt nicht betroffe-
ne Partei hat keinen Anspruch auf Entschädigung. 

(2) Als höhere Gewalt im Sinne dieses Vertrages gelten alle Ereig-
nisse und Umstände, die keine der Parteien zu vertreten hat bzw. 
deren Abwendung mit einem angemessenen technischen und 
wirtschaftlichen Aufwand nicht erreicht werden kann und die es 
einer oder beiden Parteien unmöglich machen, ihre Pflichten nach 
diesem Vertrag zu erfüllen. In Betracht kommen insoweit insbeson-
dere Krieg, Terror, Arbeitskampfmaßnahmen bei den eigenen 
Werken oder Zulieferbetrieben, Beschädigung von Erzeugungs-, 
Übertragungs-, Verteilungs- oder Kommunikationsanlagen oder 
Computerhard- oder -software.  

 

§ 30 
Datenaustausch 

Die Vertragspartner werden die im Zusammenhang mit der Durch-
führung dieses Vertrages erhobenen oder zugänglich gemachten 
Daten zum Zweck der Datenverarbeitung unter Beachtung von § 6a 
EnWG sowie der datenschutzrechtlichen Bestimmungen verarbei-
ten und nutzen, soweit dies zur Durchführung des Vertrages not-
wendig ist. 

 

§ 31 
Rechtsnachfolge 

Unbeschadet der Regelung des § 25 Abs. 2 können Rechte und 
Pflichten dieses Vertrages mit Zustimmung des jeweils anderen 
Vertragspartners auf einen Dritten übertragen werden. Die Zu-
stimmung darf nicht verweigert werden, sofern die technische und 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des eintretenden Dritten gewähr-
leistet ist. Im Fall der Gesamtrechtsnachfolge, der Rechtsnachfolge 
nach dem Umwandlungsgesetz oder in sonstigen Fällen der recht-
lichen Entflechtung des Netzbetriebs nach § 7 EnWG gehen die 
Rechte und Pflichten des Vertrages ohne Zustimmung über. 

 

§ 32 
Anpassung des Vertrages oder dieser Bedingungen 

Die Regelungen des Vertrages und der Anlagen beruhen auf den 
gesetzlichen und sonstigen Rahmenbedingungen zum Zeitpunkt 
des Vertragsschlusses (z.B. EnWG, MsbG, MessEG, MessEV sowie 
höchstrichterlicher Rechtsprechung und Entscheidungen der 
Regulierungsbehörden sowie – als Leitbild - der Niederspannungs-
verordnung (NAV)). Das vertragliche Äquivalenzverhältnis kann 
nach Vertragsschluss durch unvorhersehbare Änderungen der 
gesetzlichen oder sonstigen Rahmenbedingungen (z. B. Gesetzes-
änderungen, sofern deren konkreter Inhalt nicht bereits – etwa in 
der Phase zwischen dem Abschluss des förmlichen Gesetzge-
bungsverfahrens und dem Inkrafttreten – absehbar war), die der 
Netzbetreiber nicht veranlasst und auf die er auch keinen Einfluss 
hat, in nicht unbedeutendem Maße gestört werden. Ebenso kann 
nach Vertragsschluss eine im Vertrag entstandene Lücke nicht 
unerhebliche Schwierigkeiten bei der Durchführung des Vertrages 
entstehen lassen (z.B., wenn die Rechtsprechung eine Klausel für 
unwirksam erklärt), die nur durch eine Anpassung oder Ergänzung 
zu beseitigen sind. In solchen Fällen ist der Netzbetreiber verpflich-
tet, den Vertrag und die Anlagen unverzüglich insoweit anzupassen 
und/oder zu ergänzen, als es die Wiederherstellung des Äquiva-
lenzinteresses von Leistung und Gegenleistung und/oder der Aus-
gleich entstandener Vertragslücken zur zumutbaren Fort- und 
Durchführung des Vertragsverhältnisses erforderlich macht (z. B. 
mangels gesetzlicher Überleitungsbestimmungen). Anpassungen 
des Vertrages und/oder der Anlagen sind nur zum Monatsersten 
möglich. Die Anpassung wird nur wirksam, wenn der Netzbetreiber 
dem Anschlussnehmer bzw. Anschlussnutzer die Anpassung spä-
testens sechs Wochen vor dem geplanten Wirksamwerden in 
Schriftform mitteilt. In diesem Fall hat der andere Vertragspartner 
(Anschlussnehmer bzw. Anschlussnutzer) das Recht, den Vertrag 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens der Vertragsanpassung zu kündigen. Hierauf wird der 
Vertragspartner (Anschlussnehmer bzw. Anschlussnutzer) vom 
Netzbetreiber in der Mitteilung gesondert hingewiesen 

 

§ 33 
Salvatorische Klausel 

(1) Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages rechtsungültig 
oder rechtsunwirksam sein oder werden, so wird die Gültigkeit der 
übrigen Bestimmungen dieses Vertrages dadurch nicht berührt. 
Die Vertragspartner verpflichten sich vielmehr, dafür Sorge zu 
tragen, dass die ungültige Bestimmung nach Möglichkeit durch 
eine andere, ihrem wirtschaftlichen Erfolg gleichkommende, gülti-
ge Bestimmung ersetzt wird. Gleiches gilt auch für nachträglich 
auftretende, von Vertragspartnern nicht bedachte Vertragslücken. 

(2) Sollten sich sonstige, für das Vertragsverhältnis bestimmende 
Umstände wesentlich ändern, und dadurch für eine der Vertrags-
parteien das Festhalten am Vertrag nicht mehr zumutbar sein, so 
werden die Vertragsparteien den Vertrag baldmöglichst an die 
geänderten Bedingungen anpassen. 

 


